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Das Bundesministeriumder Justiz (BMJ) hat am23.11.2022denReferentenentwurf für einGesetz zur Förderungdes Einsatzes von

Videokonferenztechnik in der Zivilgerichtsbarkeit und den Fachgerichtsbarkeiten veröffentlicht (vgl. PM BMJ vom 23.11.2022).

BundesjustizministerDr. Marco Buschmann erklärt dazu: „Unsere Justiz mussmoderner, digitaler und bürgerfreundlicher werden.

Der (…) vorgelegte Entwurf ist einweiterer Schritt auf demWeg zu einem zukunftsfähigen Rechtsstaat. Ein einfacher undmoder-

ner Zugang zur Justiz für alleBürgerinnenundBürger ist dafür unverzichtbar. Videokonferenzen sollendeshalb ein selbstverständ-

licher Teil des Gerichtsalltagswerden. Ihren Einsatz hebenwirmit unserem Entwurf auf eine neue Stufe.Wer nichtmehr vonHam-

burg nachMünchen zu einer Gerichtsverhandlung fahrenmuss, spart Zeit und Ressourcen. Termine lassen sich leichter vereinba-

ren, denn die Beteiligten können eine Verhandlung oder Beweisaufnahme per Video viel einfacher in ihren Alltag einfügen. So

bekommen die Parteien auch schneller gerichtliche Entscheidungen. Mit dem Entwurf wollen wir außerdem die Möglichkeit

schaffen, ,virtuelle Rechtsantragstellen ,einzurichten. Dadurch kann per Videokonferenz mit rechtssuchenden Bürgerinnen und

Bürgern kommuniziert werden. Gerade wenn das nächst gelegene Amtsgericht nicht leicht erreichbar ist, wird so ein einfacher,

digitaler Zugang zur Justiz eröffnet.“ Nachdemdie Zivilgerichte bereitswährendder Corona-Pandemiemit der verstärktenDurch-

führung von Videoverhandlungen Erfahrungen gesammelt hätten, hätten dadurch wertvolle Erkenntnisse gewonnen werden

können, wie der Einsatz von Videotechnik in der Ziviljustiz weiter ausgebaut werden könne. Mit dem nun vorgelegten Gesetzent-

wurf würden Änderungsvorschläge aus der Justizpraxis aufgegriffen, zusammengeführt und weiterentwickelt. Ziel des Entwurfs

sei es, die bestehenden Regelungen flexibler und praxistauglicher zu gestalten. Dadurch solle der Einsatz von Videokonferenz-

technik in der Zivilgerichtsbarkeit sowie den Fachgerichtsbarkeitenweiter gefördert werden. Videoverhandlungen und Videobe-

weisaufnahmen ermöglichten eine schnellere und kostengünstige Verfahrensführung. Damit werde ein wichtiger Beitrag zu der

angestrebten Modernisierung und Digitalisierung der Justiz geleistet und entsprechende Vereinbarungen aus dem Koalitions-

vertrag umgesetzt. Vgl. zu Einzelheiten auch die entsprechendeMeldung auf S. 2818.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Herstellergarantie IV – Zur Pflicht von

Internethändlern, über Herstellergarantien

zu informieren

Den Unternehmer trifft eine vorvertragliche

Pflicht zur Information über eine Herstellerga-

rantie für ein im Internet angebotenes Produkt,

wenn er die Garantie zu einem zentralen oder

entscheidenden Merkmal seines Angebots

macht. Erwähnt er in seinem Internetangebot

die Herstellergarantie dagegen nur beiläufig,

muss er dem Verbraucher keine Informationen

hierzu zur Verfügung stellen.

BGH, Urteil vom 10.11.2022 – I ZR 241/19

Volltext:BB-ONLINE BBL2022-2817-1

unterwww.betriebs-berater.de
(Amtliche Leitsätze)

BGH: DNS-Sperre – Konkretisierung der

Maßnahmen, die Rechtsinhaber vor Gel-

tendmachung eines Anspruchs auf Einrich-

tung von Websperren zu ergreifen haben

a) Für den Rechtsinhaber besteht dann im Sinne

des § 7 Abs. 4 S. 1 TMG keine andere Möglich-

keit, der Verletzung seines Rechts abzuhelfen,

wenn zumutbare Anstrengungen zur Inan-

spruchnahme der Beteiligten, die die Rechtsver-

letzung selbst begangen oder zu ihr durch die

Erbringung von Dienstleistungen beigetragen

haben, gescheitert sind oder ihnen jede Erfolgs-

aussicht fehlt. Der Access-Provider, der lediglich

allgemein den Zugang zum Internet vermittelt,

haftet nur subsidiär gegenüber denjenigen Be-

teiligten, die (wie der Betreiber der Internetseite)

die Rechtsverletzung selbst begangen oder (wie

der Host-Provider) zur Rechtsverletzung durch

die Erbringung von Dienstleistungen beigetra-

gen haben und daher wesentlich näher an der

Rechtsgutsverletzung sind (Fortführung von

BGH, Urteil vom 26. November 2015 – I ZR

174/14, BGHZ 208, 82 [juris Ls. 2 und Rn. 82 f.]

[BB 2016, 784] – Störerhaftung des Access-Provi-

ders; Urteil vom 15. Oktober 2020 – I ZR 13/19,

GRUR 2021, 63 [juris Rn. 27 und 31] = WRP

2021, 56 – Störerhaftung des Registrars).

b) Die Einschränkung des Sperranspruchs nach

§ 7 Abs. 4 TMG durch ein Subsidiaritätserforder-

nis steht im Einklang mit Art. 8 Abs. 3 der Richt-

linie 2001/29/EG zur Harmonisierung bestimm-

ter Aspekte des Urheberrechts und der verwand-

ten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft

(Fortführung von BGH, Urteil vom 26. Juli 2018 –

I ZR 64/17, GRUR 2018, 1044 [juris Rn. 58] =

WRP 2018, 1202 – Dead Island).

c) Welche Anstrengungen zur Inanspruchnah-

me des Betreibers der Internetseite und des

Host-Providers zumutbar sind, ist eine Frage

des Einzelfalls. Der Rechtsinhaber ist in zumut-

barem Umfang dazu verpflichtet, Nachfor-

schungen zur Ermittlung der vorrangig in An-

spruch zu nehmenden Beteiligten anzustellen.

Die außergerichtliche Inanspruchnahme eines

bekannten Betreibers der Internetseite oder

Host-Providers auf Entfernung der urheber-

rechtsverletzenden Inhalte ist dem Rechtsinha-

ber im Regelfall ebenfalls zumutbar. Mit Blick

auf eine gerichtliche Durchsetzung von Unter-

lassungs- und Auskunftsansprüchen ist aller-

dings in besonderem Maß zu berücksichtigen,

dass dem Rechtsinhaber keine Maßnahmen

auferlegt werden dürfen, die zu einer unzu-

mutbaren zeitlichen Verzögerung seiner An-

spruchsdurchsetzung führen. Ein Verfahren des

einstweiligen Rechtsschutzes gegen innerhalb

der Europäischen Union ansässige Betreiber

oder Host-Provider hat der Rechtsinhaber je-

doch grundsätzlich anzustrengen. Grundsätz-

lich zumutbare Anstrengungen können im Ein-

zelfall unterbleiben, wenn ihnen aus vom An-

spruchsteller darzulegenden Gründen jede Er-

folgsaussicht fehlt.

BGH, Urteil vom 13.10.2022 – I ZR 111/21

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2817-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Zur spezialgesetzlichen Prospekthaf-

tunggem. § 13VerkProspG, §§ 44BörsG a. F.

a) Die spezialgesetzliche Prospekthaftung ge-

mäß den § 13 VerkProspG, §§ 44 ff. BörsG in der

bis zum 31. Mai 2012 geltenden Fassung

schließt in ihrem Anwendungsbereich auch eine

Haftung eines Gründungsgesellschafters als

Treuhandkommanditist unter dem Aspekt einer

vorvertraglichen Pflichtverletzung aufgrund der

Verwendung eines unrichtigen, unvollständigen

oder irreführenden Prospekts als Mittel der

schriftlichen Aufklärung gemäß § 280 Abs. 1

BGB i. V. m. § 311 Abs. 2 BGB aus (Fortführung

von Senat, Beschluss vom 19. Januar 2021 –

XI ZB 35/18, BGHZ 228, 237 Rn. 22 ff.).

b) Zum Erfordernis von Angaben betreffend den

Ausbau des Panamakanals und zur Darstellung

der mit einer Fremdfinanzierung einhergehen-

den Risiken in einem Verkaufsprospekt, der einer

Beteiligung an Einschiffgesellschaften zugrunde
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